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Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden. Sind Sie damit
einverstanden? – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist
das so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b
auf:

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Nationaler Bildungsbericht 2010 – Bildung in
Deutschland
und
Stellungnahme der Bundesregierung

– Drucksache 17/3400 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Priska
Hinz (Herborn), Katja Dörner, Kai Gehring, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Bildungsberichte nutzen – Bildungssystem ge-
rechter und besser machen

– Drucksache 17/4436 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Gesundheit

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache eineinviertel Stunden vorgesehen. Gibt
es Widerspruch dagegen? – Das ist nicht der Fall. Dann
ist es so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Bundesministerin Professor Dr. Annette
Schavan das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Der Nationale Bildungsbe-
richt, den Bund und Länder zum dritten Mal vorlegen,
enthält zentrale Botschaften zur Leistungsfähigkeit des
Bildungssystems in Deutschland, zeigt Perspektiven un-
seres Bildungssystems im demografischen Wandel und
geht auf die wichtigsten Problemlagen ein. Zusammen
mit der zuletzt vorgestellten PISA-Studie kann er auch
als so etwas wie eine Bilanz über zehn Jahre Bildungsre-
form in Deutschland gewertet werden.

Beide Studien zeigen, dass die Reformbemühungen
zu positiven Ergebnissen führen. Ich sage vor allem mit
Blick auf unsere Schulen: Wer immer den Eindruck er-
weckt, dass sich in diesen zehn Jahren nichts verändert
hat, der ignoriert die Anstrengungen in unseren Schulen.
Anstatt anzufangen, uns über Bildungspolitik zu streiten,
sollten wir den vielen Lehrerinnen und Lehrern an die-
sen Schulen für ihre erheblichen Anstrengungen danken,
die in den letzten Jahren zu Verbesserungen geführt ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen zugleich, dass es Problemlagen gibt, mit
denen wir uns schon geraume Zeit befassen und bei de-
nen wir noch nicht am Ziel sind. Auch deshalb räumt die
christlich-liberale Koalition der Bildungs- und Hoch-
schulpolitik Priorität ein und setzt Schwerpunkte dort,
wo wir noch nicht gut genug sind. Ich appelliere aus-
drücklich an die Länder, es ebenso zu tun. Bildungspoli-
tik muss überall Priorität haben, braucht nicht immer
neue ideologische Debatten, braucht nicht immer neue
Alleingänge, die den Bürgern gar keine Chance mehr ge-
ben, den Überblick zu behalten. Vielmehr muss alles,
was in der Bildungspolitik in Deutschland geschieht, mit
mehr Gemeinsamkeit unter den Ländern, mehr Ver-
gleichbarkeit und dem konsequenten Abbau von Mobili-
tätshindernissen verbunden sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die zentralen Botschaften des Nationalen Bildungs-
berichts lauten kurz zusammengefasst: mehr Krippen-
und Kindergartenplätze, mehr Ganztagsschulen, bessere
Schulleistungen in Mathematik, den Naturwissenschaf-
ten und auch bei der Lesekompetenz, deutlich mehr Stu-
dienplätze, mehr Ausbildungsplätze, weniger Schulab-
brecher. Genau mit diesen Themen haben wir uns in den
letzten Jahren befasst. Genau dazu haben Bund und Län-
der eine Qualifizierungsinitiative gestartet. Sie zeitigt
erste Erfolge. Das ist eine erfreuliche Entwicklung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Stichworte – ich könnte noch mehr nennen; ich
sage aber nur noch wenige Sätze dazu – zeigen auch:
Wir können vor allen Dingen Erfolge sehen, wo sich
Bund und Länder jenseits von Parteigrenzen und jenseits
aller möglichen ideologischen Kämpfe durchgerungen
haben, zu gemeinsamen Strategien zu kommen.

Ich nenne beispielhaft Bildung und Betreuung vor der
Schule. Das Krippenprogramm – alle haben miteinander
gerungen und es dann durchgesetzt – führt dazu, dass in
Deutschland so viele Erzieherinnen wie noch nie zuvor
in den Kitas tätig sind. Oder: Jede zweite Schule im Pri-
mar- und Sekundarbereich in Deutschland ist bereits
eine Ganztagsschule. Die Zahl der Schülerinnen und
Schüler, die eine solche Schule besuchen und an den An-
geboten teilnehmen, hat sich verdoppelt.

Deutschland gilt in der OECD als ein Land mit signi-
fikanten Verbesserungen in der mathematischen und na-
turwissenschaftlichen Bildung. Darüber hinaus liegt uns
allen besonders am Herzen, dass die Zahl der Schulab-
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brecher kontinuierlich sinkt. Wir wollen eine konse-
quente weitere Verringerung, weil wir wissen, dass der
Schulabschluss für jeden Jugendlichen die Eintrittskarte
für eine Ausbildung ist. Deshalb müssen wir das schaf-
fen. Deshalb haben wir uns das mit Priorität vorgenom-
men. Deshalb gibt es Bildungsketten, Bildungslotsen
und viele andere Programme, damit in Deutschland jeder
Jugendliche die Voraussetzung hat, um eine gute Ausbil-
dung zu beginnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn wir uns an die Debatte über den Ausbildungs-
markt vor sechs bis sieben Jahren erinnern, ist jedem,
auch jedem Fachpolitiker, klar, dass sich die Situation
grundlegend verändert hat. Es gibt wesentlich mehr Aus-
bildungsplätze und durch die demografische Entwick-
lung weniger Bewerbungen. Also liegt der Schwerpunkt
des Ausbildungspakts jetzt – auch das ist übrigens eine
gemeinsame, ressortübergreifende Initiative von Bund
und Ländern – auf der Qualifizierung, damit sich jeder
Jugendliche erfolgreich auf eine Ausbildungsstelle be-
werben kann. Das gesamte Potenzial auszuschöpfen, ist
ein ganz wichtiger Beitrag mit Blick auf den Fachkräfte-
mangel. Der Qualifizierung gilt vor allen weiteren Maß-
nahmen der Zuwanderung unsere besondere Verantwor-
tung. Die Verantwortung dieses Parlaments, dieser
Regierung und jeder Landesregierung besteht darin, da-
für zu sorgen, dass jeder Jugendliche in Deutschland zu-
nächst eine gute Chance für Ausbildung und Studium
bekommt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich habe in dieser Woche die Bilanz des Hochschul-
pakts gezogen. Die erheblichen Bemühungen der Länder
und des Bundes tragen Früchte. Statt geplanter
90 000 Studienplätze sind es 180 000 geworden. Studie-
ren ist attraktiv. Noch nie haben so viele junge Leute in
Deutschland studiert wie im Moment. Wir sind bei
46 Prozent. Jeder hier im Haus erinnert sich daran, dass
wir uns jahrelang das Ziel gesetzt haben, die 40-Prozent-
Marke zu erreichen. Jetzt stehen die Universitäten vor
einer anspruchsvollen Aufgabe, zumal aufgrund der
Aussetzung der Wehrpflicht zusätzliche Studienanfänger
kommen. Ich sage es auch an dieser Stelle: Wir lassen
die Studierenden nicht im Stich. Jetzt ist es wichtig, alle
Anstrengungen zu unternehmen, damit diese positive
Entwicklung auch in den nächsten Jahren weitergehen
kann.

Zum deutlich gewachsenen Interesse am Studium ha-
ben ganz gewiss auch die deutlichen Verbesserungen bei
der Studienfinanzierung beigetragen. Ich nenne das
BAföG, das Deutschlandstipendium und das Aufstiegs-
stipendium. Die Studierenden, die jungen Leute spüren,
dass die Grundlagen für die Finanzierung ihres Studiums
vielfältiger, elterneinkommensunabhängiger und damit
für sie attraktiver geworden sind. Auf diesem Weg wer-
den wir weitergehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dessen ungeachtet zeigt der Bericht, wo wir noch
besser werden müssen, welche Problemlagen wir ab-
bauen müssen. Das alles überragende Thema ist die Ent-

koppelung von sozialer Herkunft und schulischer Leis-
tung.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Die Überwindung von Bildungsarmut, das ist unser gro-
ßes Thema.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD – Swen Schulz [Spandau] [SPD]:
Sehr gut!)

– Schön, dass jetzt die Kollegen von der SPD klatschen.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Warum klat-
schen die anderen denn nicht?)

– Herr Schulz, ich wollte gerade sagen, dass das erstaun-
lich ist, weil die damalige rot-grüne Bundesregierung,
als sie über Regelsätze nachgedacht hat, die Bildung
schlicht vergessen hat.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Ich glaube,
Sie sitzen im Glashaus! Sie waren doch Lan-
desministerin! Zeigen Sie mir Ihre Forderun-
gen von damals als Bildungsministerin!)

Ich finde es bedauerlich, dass das, worüber am meis-
ten geredet wird, wenn es um das Handeln geht, schlicht
ignoriert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb sage ich auch: Wenn wir das jetzt korrigieren
– das tun wir gerade; die Kollegin von der Leyen sowie
die Kolleginnen und Kollegen aus den Fraktionen arbei-
ten im Vermittlungsausschuss daran –,

(Priska Hinz [Herborn] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Die sind doch gar nicht beteiligt
an den Verhandlungen!)

dann sollten Sie wenigstens aufhören, zu blockieren. Wir
wollen das korrigieren. Hören Sie auf, das Zustande-
kommen des Bildungspakets weiter zu verzögern!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – La-
chen bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dagmar
Ziegler [SPD]: Das ist ja lächerlich!)

Die Überwindung von Bildungsarmut ist kein gutes
Thema für Rhetorik.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Eben!)

Es müssen Fakten geschaffen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Helfen Sie deshalb mit und hören Sie auf, zu blockieren
und zu feilschen! Vergessen Sie nicht, dass Sie selbst da-
mals gar nichts zuwege gebracht haben!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir werden über das Bildungspaket hinausgehend mit
Allianzen für Bildung Bildungspartnerschaften vor Ort
auf den Weg bringen, weil für uns völlig klar ist, dass die
Gruppe der Kinder, die mit Risikolagen leben und des-
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halb eine schwierigere Bildungsbiografie haben, weit
über die Gruppe der Hartz-IV-Kinder hinausgeht. Des-
halb werden wir in den nächsten Wochen in Kooperation
mit Sportvereinen, Bibliotheken, der Stiftung „Lesen“,
den Einrichtungen der kulturellen Bildung und mit vie-
len anderen Partnern Allianzen für Bildung vor Ort
schaffen. Wir wollen eine gesellschaftliche Bewegung
für Bildung mit dem Ziel einer besseren Bildungsteil-
habe. Bildung ist nicht nur eine Frage des Staates. Das
ist auch eine Anfrage an unsere Gesellschaft, die eine
bildungsbegeisterte und bildungshungrige Gesellschaft
werden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir werden die Integration durch Bildung weiter ver-
stärken. Nehmen Sie die Akzente, die wir im Bereich der
frühkindlichen Bildung setzen – ihr Erfolg ist augen-
scheinlich –: die flächendeckende Sprachförderung, die
Erzieherinnenfortbildung, die Häuser der kleinen For-
scher. Jedes Kind hat Talente. Wir wissen, je stärker wir
unsere Kindertagesstätten bei der frühkindlichen Bil-
dung unterstützen, umso besser werden die Vorausset-
zungen zu Schulbeginn sein und umso größer ist die
Chance, dass sich die Bildungsbiografien der Kinder gut
entwickeln.

Das Thema Weiterbildung wird uns auch aufgrund
des demografischen Wandels in den nächsten Jahren
stärker beschäftigen als in der Vergangenheit. Der
Schwerpunkt des Nationalen Bildungsberichtes ist das
Bildungssystem im demografischen Wandel. Der demo-
grafische Wandel wird vor allen Dingen bei Standortfra-
gen im ländlichen Raum Konsequenzen haben. Wir
brauchen Veränderungen in der beruflichen Bildung. Wir
müssen von der Spezialisierung der Ausbildungen weg
und hin zu den Berufsfeldern. Das werden wir im Laufe
des Jahres angehen. Wir werden dafür sorgen müssen,
dass der Hochschulpakt weiterentwickelt wird. Wir wer-
den sehr genau beobachten, wie mit der demografischen
Rendite in den Ländern umgegangen wird. Es ist wich-
tig, dass das Geld trotz rückläufiger Schülerzahlen wei-
testgehend im System bleibt. Wir halten am 10-Prozent-
Ziel für Bildung und Forschung in den nächsten Jahren
fest.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Alle Akteure im Bildungssystem – der Bund befindet
sich da in einem guten Dialog mit einer Reihe von Län-
dern – werden darauf achten müssen, dass die Wege hin
zur Bildungsrepublik Deutschland zu mehr Leistungsfä-
higkeit, zu mehr Gerechtigkeit, zu mehr Vergleichbarkeit
und zu weniger Alleingängen führen. Eltern müssen sich
darauf verlassen können, dass ihre Kinder, egal wo sie
zur Schule gehen, ob in Hamburg, in Dresden oder in
Berlin, vergleichbare Leistungen, vergleichbare Bil-
dungsabschlüsse und vergleichbare Schulmaterialien ha-
ben. Das muss in einer globalen Welt so sein, und das ist
auch eine Frage der Gerechtigkeit.

Deshalb lade ich Sie parteiübergreifend ein: Lassen
Sie uns – dies hat sich in mancher Region in Deutsch-
land schon bewährt – mit möglichst viel Konsens die
Wege hin zur Bildungsrepublik Deutschland gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat jetzt der Minister für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur des Landes Thüringen, Christoph
Matschie.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Matschie, Minister (Thüringen):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und

Kollegen! Das ist die dritte Auflage des Bildungsbe-
richts. Er zeigt nicht nur den aktuellen Zustand, sondern
auch die zentralen Herausforderungen; Sie haben das
eben erwähnt. Demografischer Wandel, Fachkräftebe-
darf, Integration, Bildung als soziale Frage – es mangelt
wahrlich nicht an neuen Herausforderungen, die wir an-
packen müssen.

Die Bundesregierung hat Antworten formuliert. Sie
hat die Bildungsrepublik ausgerufen und eine Qualifizie-
rungsoffensive mit den Ländern gestartet. Das eine oder
andere gemeinsame Programm ist sicher gut auf dem
Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn man der Bundesregierung dafür ein Zeugnis aus-
stellen müsste, würde wahrscheinlich darin stehen: Sie
hat sich bemüht.

(Widerspruch bei der CDU/CSU – Uwe
Schummer [CDU/CSU]: Sie bemühte sich
doch schon vorher erfolglos!)

Die Frage ist nur: Reicht das aus? Die Hauptlast der Bil-
dung tragen Länder und Kommunen. Deutlich über
90 Prozent aller Aufwendungen für Bildung sind Auf-
wendungen von Ländern und Kommunen. Der Bund
trägt 7,8 Prozent. Deshalb sage ich hier ganz klar und
deutlich: Frau Kollegin Schavan, neue Sonderpro-
gramme des Bundes, die die Bildungspolitik in Randbe-
reichen der Bildung vorantreiben sollen, helfen nicht in
allen Fällen. Manchmal mutet das an, als würden Sie
versuchen, im Winterdienst auf der Autobahn mit dem
Handwagen das Streusalz zu verteilen. Nein, Frau Kolle-
gin Schavan, wir brauchen eine andere Art von gemein-
samer Bildungsanstrengung, wenn wir Bildung in
Deutschland voranbringen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Die Sonderprogramme haben auch das Problem, dass sie
auf äußerst unterschiedliche Situationen in den Bundes-
ländern stoßen. Sie wissen ganz genau: In einem Bun-
desland liegt der Schwerpunkt vielleicht auf der Schul-
entwicklung, für die zusätzliche Mittel benötigt werden;
in einem anderen Bundesland sind es gerade die Kinder-
gärten oder die Hochschulen. Sonderprogramme nivel-
lieren diese unterschiedlichen Entwicklungen, die in den
Bundesländern vorangetrieben werden müssen.

Ich möchte Ihnen ein konkretes Beispiel nennen, bei
dem jeder Experte nur noch mit dem Kopf geschüttelt
hat. Sie haben im Rahmen der Qualifizierungsoffensive
vorgeschlagen, lokale Bildungsbündnisse mit 1 Milliarde
Euro zu fördern; das klingt erst einmal gut. Aber dass
der Bund jetzt plötzlich versucht, über Schulvereine lo-


